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Liste Fritz will Einblick
in den Venetbahn-Deal

W
ie bereits mehrfach
berichtet, hat die
Pletzer Gruppe die

Venetbahn in Zams in letz-
ter Sekunde gerettet. Die
renommierte Unterneh-
mer-Familie aus dem
Unterland hat seit 1. Mai
das Sagen und will die Tra-
ditions-Bahn wieder auf
Vordermann bringen.
Anton Pletzer ist Allein-

vorstand der Venet Berg-
bahnen AG. Den Vorsitz
imAufsichtsrat hat auf des-
sen Wunsch Landeshaupt-
mann a. D. Günther Platter
übernommen, die weiteren
Mitglieder sind Friedl Eberl
(Pletzer Gruppe), die Bür-
germeister LA Benedikt
Lentsch (Zams) und Her-
bert Mayer (Landeck) so-
wie TVB-Obmann Konrad
Geiger, Unternehmer Rai-
ner Haag und Rechtsanwäl-
tin Roswitha Seekirchner.
Pletzer ist nun 80-Pro-
zent-Eigentümer, die Ge-
meinden Landeck, Zams
sowie der TVB Tirol West
müssen zusammen noch
10,5 Millionen Euro bei-
steuern – dies wurde in
einen so genannten „Letter

of Intent“ – einer Absichts-
erklärung – vereinbart.
In der Region ist man über

die Rettung der Venetbahn
natürlich froh, zumal die
Bahn ohne Pletzer zuge-
sperrt worden wäre. Doch
50 Kilometer weiter östlich,
im Innsbruck Landhaus, se-
hen das nicht alle so. „Nach-
dem sich einige Bürger mit
offenen Fragen und Kritik
zur Übernahme der Venet
Bergbahnen AG durch die
Pletzer Beteiligungsgesell-
schaft an uns gewandt ha-
ben, haben wir dazu eine 26
Fragen umfassende schriftli-
che Landtagsanfrage an Lan-
deshauptmann Anton Mattle
und Tourismuslandesrat Ma-

rio Gerber eingebracht“, er-
klärt Liste Fritz-Klubob-
mannMarkus Sint dazu.
Vor allem der genaue In-
halt des „Letters of Intent“
würde Sint interessieren.
Ist dieser überhaupt Ge-
meinderatsmitgliedern in
Landeck und Zams sowie
dem Gremium des Touris-
musverbandes Tirol West
in vollem Umfang be-
kannt? „Wer Millionen
Steuergelder freigeben soll,
muss alle Unterlagen ken-
nen und genau wissen, wo-
rauf er sich einlässt“, be-
tont Sint. Auch die Rolle
der Landesregierung sei zu
beleuchten. „Wir geben
nichts auf die vielen kursie-
renden Gerüchte, sondern
wollen Fakten auf den
Tisch. Sind in Zusammen-
hang mit diesem Deal Gel-
der des Landes in Form
von Bedarfszuweisungen,
Förderungen oder Sonsti-
gem zugesagt oder bereits
geflossen? Weil es ums
Steuergeld der Bürger geht,
haben sie ein Recht zu wis-
sen, was mit ihrem Geld
passiert“, pocht Sint auf
mehr Transparenz.

MARKUS GASSLER

Tiroler Politik
kurz notiert

Das alte

Tirol

Markus Sint
hat 26
Fragen zum
Neubeginn
der
Venetbahn.

ImOberland ist man sehr froh, dass ein neuer Investor für den

Zammer Hausberg gefunden wurde. Doch es gibt auch Kritik.
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Innsbruck – Die Totalsperre 
der Mühlauer Ortsdurchfahrt 
für den motorisierten Ver-
kehr – wegen umfangreicher 
Bauarbeiten – hat auch Fol-
gen für die Öffi-Anbindung. 
Wie berichtet, fallen die Hal-
testellen Anton-Rauch-Straße 
und Mühlau aus, stattdessen 
verkehren die Busse (Linien 
A, 501, 503 und 502N) nun 
über die Haller Straße und 
den Schusterbergweg. Wobei 
die Linie A über eine Schlei-
fenfahrt die Haltestelle Müh-
lenweg im Osten von Mühlau 
auch weiterhin anbindet. 

Trotzdem ist die Situation 
für die Bewohner in Mühlau 
schwierig – besonders für jene 
mit eingeschränkter Mobilität. 
„Für mich war es schon vor-

her fordernd, bis zur nächsten 
Bushaltestelle bzw. von dort 
nach Hause zu kommen“, 
schildert ein Anrainer aus der 
Josef-Schraffl-Straße, der auf 
Krücken geht. Durch die Bau-
stelle wird der Weg nun noch 
ein Stück weiter. „Ich habe 
die Zeit gestoppt, ich brauche 
rund 50 Minuten“, erklärt der 
Anrainer, der viermal pro Wo-
che zur Physiotherapie auf die 
Klinik muss und sich Taxifahr-
ten schwer leisten kann. 

Der Anrainer wirft die Fra-
ge auf, warum für die lange 
Baustellenphase nicht eine 
Lösung in Form eines Klein-
bus-Shuttles im Stundentakt 
möglich ist (ähnlich der „Ru-
mer Linie“ bis Hochrum). 
Vielen Anrainern gehe es 

wie ihm. Die Liste Fritz stellt 
sich hinter diese Forderung, 
es brauche „umgehend eine 
Shuttle-Möglichkeit durch 
den Stadtteil“, sagt GR Andrea 
Haselwanter-Schneider. Und: 
„Es war jetzt genug Zeit, um 
sich auf die Sperre in Mühlau 
vorzubereiten.“

Eine Shuttle-Lösung ha-
be man geprüft, erklärt dazu 
Ekke hard Allinger-Csollich 
von den Innsbrucker Ver-

kehrsbetrieben (IVB). Doch es 
habe sich herausgestellt, dass 
dies technisch nicht möglich 
ist, weil man auch mit Klein-
bussen keine Möglichkeit ha-
be, auf öffentlichem Grund 
umzudrehen. Doch mit der 
Schleifenfahrt der Linie A ge-
linge es, von Osten her nahe 
ans Mühlauer Platzl heran-
zukommen und „den zusätz-
lichen Weg so recht kurz zu 
halten“. Bei der Bürgerver-
sammlung in Mühlau sei diese 
Lösung sogar die „beliebtere“ 
gewesen.

Eine neue Buslinie D wird 
Hoch-Mühlau und Hoch-
Arzl über Elektro-Kleinbusse 
künftig erstmals öffentlich er-
schließen – dies allerdings erst 
ab Dezember 2025. (md)

Ruf nach einer Shuttle-Lösung für Mühlau 
Durch lange Sperre am Mühlauer Platzl verschärft sich das Problem der Öffi-Anbindung – vor allem für weniger mobile Menschen. 

Die Sperre am Mühlauer Platzl hat auch Folgen für die Öffi-Anbindung – 
die im langgezogenen Stadtteil ohnehin noch nicht optimal ist.  Foto: Springer

Ekkehard Allinger-Csollich  

(IVB, Leiter Technik und Betrieb) 

„Durch die Schlei-
fenfahrt der Bus-

linie A gelingt es, den 
zusätzlichen Weg recht 
kurz zu halten.“











„nicht vermeidbar“, meint er. 
Größte Preistreiber seien aber 
eher die allgemeine Teuerung 
oder verschärfte Vorschriften 
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Von Max Strozzi

Innsbruck – Der Zirler Palet-
ten-Unternehmer Nikolaus 
Tanzer ist nicht der Einzige, der 
scharfe Kritik an der Touris-
musabgabe übt, die alle Tiroler 
Unternehmer zur Tourismus-
finanzierung zahlen müssen. 
„Das ist eine Unrechtsabga-
be“, sagt der Firmenchef: „Wir 
reparieren Holzpaletten und 
liefern sie an große Tiroler 
Industrie-Betriebe, die wiede-
rum ihre Produkte zu 85 Pro-
zent oder mehr ins Ausland 
exportieren. Unser Betrieb hat 
mit dem Tourismus null Kom-
ma nichts zu tun“, betont er. 
Dennoch müssen auch Firmen 
wie seine einen Pflichtbeitrag 
zur Tourismusfinanzierung 
abliefern, weil das Land Tirol 
pauschal davon ausgeht, dass 
es jedem Tiroler Unternehmen 
wegen des Tourismus besser 
geht. Aus Tanzers Sicht gehört 
der Pflichtbeitrag abgeschafft.

An der Pflichtabgabe will 
die Landesregierung aber wei-
terhin nicht rütteln. LH An-
ton Mattle und Tourismus-/
Wirtschafts-LR Mario Gerber 
(beide ÖVP) präsentierten am 
Montag einige Änderungen für 
2025, mit Beitragskürzungen 
für Firmen auf der einen Seite 
und einer Erhöhung der Min-
dest-Ortstaxe für Urlauber auf 
der anderen Seite. Das Grund-
prinzip, dass praktisch alle Ti-
roler Firmen eine Tourismus-
abgabe zahlen müssen, bleibt 
aber. Kritik übt auch Wirt-
schaftskammerpräsidentin 
Barbara Thaler. Sie stehe zwar 
hinter der Tourismusabgabe. 

„Es wurde aber eine Chance 
vertan, die knapp 100 Jahre 
alte, komplizierte Abgabe in 
eine moderne Infrastruktur-
finanzierung umzuwandeln“, 
sagt sie. Unter anderem müsse 
der Pflichtbeitrag der Unter-
nehmen um die Hälfte gekürzt 
werden – also um 60 bis 70 Mio. 
Euro – und zum Ausgleich der 
entgangenen Summe schritt-
weise die Urlauber-Ortstaxe 
erhöht werden – je nach Regi-
on und Tourismusbetrieb in 
unterschiedlichem Ausmaß.

Dagegen wiederum steigen 
Privatvermieter auf die Bar-
rikaden. Eine satte Erhöhung 
der Kurtaxe komme „nicht in 
Frage“, sagt Obfrau Theresia 
Rainer: „Die Privatvermieter 
sind das Rückgrat des Touris-
mus und können solche Preis-
sprünge nicht schlucken.“

Liste-Fritz-Obmann Markus 
Sint kritisiert die „Mini-Ände-
rungen“ der Landesregierung 
bei der Tourismusabgabe als 
Rosstäuscherei: „Weiterhin 
müssen mehr als 600 Bran-
chen für den Tourismus zah-
len, obwohl sehr viele keinen 
oder kaum einen Nutzen vom 
Tourismus haben. Egal ob 
Fahrlehrer oder Totengräber.“ 
Rund 140 Millionen macht der 
Tourismusbeitrag pro Jahr aus. 
„Die Entlastung von 10 Millio-
nen Euro für 40.000 Betriebe 
bedeutet im Schnitt nur 250 
Euro pro Betrieb und Jahr. Das 
ist keine Reform.“ Sint fordert, 
die Beitragsgruppen stark zu 
reduzieren und die Touris-
musabgabe nach dem Gewinn 
und nicht nach dem Umsatz 
zu berechnen.

Breite Kritik 
an Abgabe für 

Tourismus
„Unrechtsabgabe“, „vertane Chance“, 

„Rosstäuscherei“: Die Kritik an der 
Tourismusabgabe und den geplanten 

Änderungen ebbt nicht ab.

Vor allem die Tiroler Privatzimmervermieter warnen vor einer starken Erhö-

hung der Ortstaxe. Foto: APA/Barbara Gindl
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Innsbruck – „Wir sind ge-
gen dieses Projekt Bozner 
Platz“, sagt Andrea Hasel-
wanter-Schneider. Sie sitzt 
für die „Liste Fritz“ im Inns-
brucker Gemeinderat. Zu-
stimmen werde sie in der 
Gemeinderats sitzung am 
Donnerstag dieser Form der 
Neugestaltung des Platzes 
daher nicht. „Wir werden da-
gegen s timmen.“

Zu viel Busse und Autos

Eine Begegnungszone kann 
Haselwanter-Schneider am 
neuen Bozner Platz nicht 
erkennen. Eher eine „völlig 
unzureichend gelöste Ver-
kehrssituation“. „Das ist ein 
Platz, an dem fünf Buslini-
en durchfahren und täglich 
Tausende Autos in die Tief-
garagen fahren“, so die Po-
litikerin. Zudem sei geplant, 
Zebrastreifen und Ampelan-
lagen vom Platz zu entfernen. 
Noch mehr Verkehrschaos sei 
damit vorprogrammiert. „Der 

Bozner Platz hätte beruhigt 
werden müssen“, sagt Ha-
selwanter-Schneider. Schon 
jetzt klagten die Anrainer 
über hohe Lärmbelastung. 
Und auch die Kühlung durch 
die geplante Pflanzung von 
31 Bäumen würde dauern. 
„Das Blätterdach wird es erst 
in rund 20 Jahren als Schutz 

gegen die Sonne geben“, kri-
tisiert die Oppositionspoliti-
kerin. Immerhin erhalte der 
Platz nach Protesten aus der 
Bevölkerung jetzt auch „ Ros-
marin und Lavendel“.

Haselwanter-Schneider 
spricht sich nicht grund-
sätzlich gegen die Neuge-
staltung des Bozner Platzes 
aus. Die vorliegenden Pläne 
entsprächen aber nicht den 
Bedürfnissen der Bevölke-
rung. Auch ein öffentliches 
WC vermisst Haselwanter-
Schneider in der Planung. 
Stattdessen gebe es „für neun 
Millionen Euro aber 31 Bäu-
me, Pflastersteine, Kies und 
eine Holzbank wie am Wilte-
ner Platzl mit Beleuchtung“, 
ätzt Haselwanter-Schneider. 
Ihr Arbeitstitel für den ge-
planten Platz: „Piazza Bolza-
no Caprese“. Erinnert fühlt 
sich die Oppositionspoliti-
kerin auch an die Diskussio-
nen rund um die Neugestal-
tung des Landhausplatzes 

in Innsbruck. Dieser wurde 
2009 umgestaltet und sorg-
te seit Anbeginn durch seine 
weiße Bepflasterung für mas-
sive Kritik (zu hell, zu heiß, 
keine Grünflächen). Doch 
der Landhausplatz konn-
te erst gar nicht umgestaltet 
werden. Der Grund war ein 
Gerichtsverfahren zwischen 
Land und Baufirma. Man 
einigte sich und das Land 

musste die Rostflecken auf 
dem weißen Pflaster auf Lan-
deskosten entfernen.

Die Zustimmung zum 
Bozner-Platz-Projekt im Ge-
meinderat gilt als sicher. Es 
wird erwartet, dass die Stadt-
regierung (JA – Jetzt Inns-
bruck, Grüne, SPÖ) den Plan 
mit ihrer Mehrheit durch-
winkt. Kritik an der Neuge-
staltung des Bozner Platzes 

übte neben der Liste Fritz 
bereits die FPÖ. Stadtrat 
Markus Lassenberger erwar-
tet ein erstes „Millionengrab 
der linken Regierung unter 
Führung von Bürgermeister 
Anzengruber“. Und die Liste 
Das Neue Innsbruck/Tursky 
äußerte bereits vorab Sicher-
heitsbedenken gegenüber 
der geplanten Begegnungs-
zone. (ver)

Opposition kritisiert Pläne für Bozner Platz
Auch die Liste Fritz spricht sich – neben der FPÖ und der Liste „Das Neue Innsbruck“ – gegen die Neugestaltung des Bozner Platzes aus.

Andrea Haselwanter-Schneider 

(Liste Fritz) 

„Das Blätterdach 
wird es erst in rund 

20 Jahren als Schutz 
gegen die Sonne geben.“
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Betreuung für die 
Kleinen auf Schiene

Von Peter Nindler

Innsbruck – Wie sollen ille-
gale Freizeitwohnsitze künf-
tig geahndet werden? Der-
zeit ist eine Höchststrafe von 
40.000 Euro vorgesehen, im 
schlimmsten Fall könnte 
ein Anwesen, das nicht wid-
mungskonform genützt wird, 
auch versteigert werden. Das 
war in Tirol allerdings noch 
nie der Fall und gilt nahezu 
als ausgeschlossen. Doch die 
vorgesehenen 40.000 Euro 
wurden bisher ebenfalls noch 
nie ausgeschöpft. Bei Wei-
tem nicht.

Waren es 2021 noch 36 Ver-
fahren wegen illegaler Frei-
zeitwohnsitznutzung, die 
beim Landesverwaltungs-
gericht gelandet sind, so hat 
sich diese Zahl im Jahr 2023 
auf 70 erhöht und somit fast 
verdoppelt. Die überwiegen-
de Mehrheit der Benützungs-
untersagungen und Strafen 
wurde gerichtlich bestätigt. 
Die durchschnittlichen Stra-
fen sind jedoch gering. Rund 
2500 Euro betragen sie.

Die Liste Fritz drängt des-
halb schon seit Jahren auf 
Mindeststrafen. Vorgeschla-
gen werden zehn Prozent des 
Immobilienwerts. Das wären 
bei zwei Millionen Euro also 
200.000 Euro. Zuletzt mün-
dete ein Antrag in eine Ent-
schließung des Landtags. Der 
Verfassungsdienst des Lan-
des wurde mit einer Prüfung 
beauftragt. Das Ergebnis liegt 
jetzt vor, gegen Mindeststra-
fen gibt es grundsätzliche 
Bedenken. Eine Erhöhung 
der Höchstsätze wird jedoch 
vorgeschlagen, die letzte An-
passung – auf 40.000 Euro –
gab es nämlich vor knapp 20 
Jahren.

Der Verfassungsdienst hält 
fest, dass das Land dem Ge-
bot unterliegt, für Übertre-
tungen landesgesetzlicher 
Verwaltungsnormen verhält-
nismäßige Strafen festzule-
gen. „Starre und pauscha-
lierte Strafregelungen, bei 
denen eine Berücksichtigung 
der Umstände des Einzelfalls 
nicht oder nur sehr einge-
schränkt möglich ist – wie et-
wa Mindeststrafen –, können 

leicht in den Verdacht der 
Verfassungswidrigkeit gera-
ten“, heißt es weiters.

Trotzdem: Der Strafrah-
men könne bei bloßer In-
flationsanpassung schon 
auf rund 66.000 Euro erhöht 
werden. Nicht nur das: Je-
denfalls verfassungsrecht-

lich unbedenklich wäre nach 
Auffassung des Verfassungs-
diensts eine Verdoppelung 
auf 80.000 Euro.

Für Liste-Fritz-Klubchef 
Markus Sint müssen Strafen 
für illegale Freizeitwohnsitze 
eine abschreckende Wirkung 
haben und Wiederholungstä-
ter verhindern. „Ein paar tau-
send Euro bei einer Immo-
bilie von ein paar Millionen 
Euro bewirken beides nicht, 
sondern werden von den il-
legalen Freizeitwohnsitzlern 
eingepreist.“ Andererseits 
sieht Sint Bewegung in die 
Sache kommen. „Eine Ver-
doppelung der Höchststrafe 
von 40.000 auf 80.000 Euro 
geht nicht so weit, wie wir es 
uns wünschen würden. Aber 
unser Antrag ist ein notwen-
diger Anstoß für die Regie-
rungsparteien, endlich in die 
Gänge zu kommen und einen 
höheren Strafrahmen umzu-
setzen.“ Schlussendlich wirft 
der Fritz-Klubchef der ÖVP 
vor, dass sie fast 20 Jahre Zeit 
gehabt hätte, den Strafrah-
men zu erhöhen.

80.000 Euro sollen 
künftig abschrecken

Das Land soll die Strafen für illegale Freizeitwohnsitze 

(derzeit 40.000 €) verdoppeln. Nein zu Mindeststrafen. 

Rund 10.000 Immobilien werden in Tirol illegal zu Freizeitzwecken genützt.  

Die Strafen betragen derzeit aber nur durchschnittlich 2500 Euro. Foto: Böhm

Markus Sint/Liste Fritz 

(Klubchef) 

„ Illegale Freizeit-
wohnsitze sind 

Gesetzesbruch und 
kein Kavaliersdelikt. Es 
benötigt abschreckende 
Strafen.“
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Politik in Kürze

D ie Transit-Debatte 
nimmt wieder einmal 

Fahrt auf. Die Tiroler Trans-
portwirtschaft wehrt sich 
dagegen, dass ihr unterstellt 
werde, die Verlagerung des 
Güterverkehrs auf die Schie-
ne einzubremsen, heißt es 
in einer Stellungnahme der 
Wirtschaftskammer. Im Vor-
jahr nutzten lediglich 34,5 
Prozent der Transporteu-
re das Angebot auf der Rol-
lenden Landstraße (RoLa) 
zwischen Wörgl und dem 
Brenner. Über den Brenner 
werden lediglich 27 Prozent 
der Güter mit der Bahn be-
fördert, vor vierzehn Jahren 
waren es noch 36 Prozent.

Die Tiroler Transport-
unternehmen, so die Wirt-
schaftskammer, hätten in 
den vergangenen Jahren 

zahlreiche Maßnahmen er-
griffen, um den Güterver-
kehr effizienter und umwelt-
freundlicher zu gestalten. 
Dazu gehörten die Optimie-
rung von Transportwegen, 
Investitionen in modernste 
und emissionsarme Fahr-
zeugflotten sowie die För-
derung von multimodalen 
Transportlösungen, die ei-
ne Kombination von Straße 
und Schiene ermöglichen.

Ulf Schmid, Obmann des 
Tiroler Güterbeförderungs-
gewerbes, erklärt, dass der 
Güterverkehr auf der Straße 
nicht nur deshalb zunehme, 
weil er vermeintlich zu billig 
sei. „Das ist zu kurz gedacht. 
Erstens haben wir bereits 
die höchstmöglichen Maut-
gebühren gemäß der We-
gekostenrichtlinie erreicht. 

Zweitens ist die geringe 
Lkw-Maut zwischen Mün-
chen und Verona nicht der 
ausschlaggebende Faktor für 
den Transitverkehr.“

D ass der Landesener-
gieversorger Tiwag die 

umstrittenen Wasserab-

leitungen aus dem Ötztal 
weiterverfolgt, empört die 
Liste Fritz. „Vor einem Mo-
nat haben die Bürger von 
Sölden mit 96 Prozent un-
missverständlich Nein zu 
den Wasserableitungen aus 
dem Ötztal gesagt. Neben 
den Bürgern von Sölden ste-

hen aufrechte Beschlüsse 
der Grundbesitzer, Agrarge-
meinschaften, Alpenvereine, 
der Tourismusverbände und 
der ÖVP-geführten Gemein-
den“, betont Klubchef Mar-
kus Sint. All diese Menschen 
im Ötztal würden vom Lan-
desunternehmen Tiwag und 
von Landeshauptmann und 
Eigentümervertreter An-
ton Mattle eiskalt für dumm 
verkauft. „Im vergangenen 
Monat hat die Tiwag näm-
lich keinen neuen und ver-
änderten Genehmigungs-
antrag bei der Behörde für 
ihr Mega-Kraftwerksprojekt 
Kaunertal gestellt, für das sie 
das Wasser aus dem Ötztal 
ableiten will.“

Der Konter der ÖVP folg-
te prompt: „Die Liste Fritz 
wirft mit falschen Vorwür-

fen um sich und hat von 
Energiepolitik keine Ah-
nung“, sagt Energiesprecher 
Martin Mayerl. Das Macht-
wort von Landeshaupt-
mann Anton Mattle gelte, 
die Tiwag bereitet für die 
nächste Genehmigungsstu-
fe die Speicherkapazitäten 
im Platzertal ohne Wasser-
ableitungen aus dem Ötz-
tal vor. „Die Tiwag hat ganz 
klar kommuniziert, dass der 
Fokus bei der Erweiterung 
des Kraftwerks Kaunertal 
auf dringend notwendigen 
Speicherkapazitäten liegt.“ 
Für Mayerl will Sint das 
Kraftwerk Kaunertal unbe-
dingt stoppen, wie er selbst 
sage. „Halbwahrheiten, Un-
terstellungen und Verunsi-
cherungstaktiken“, meint 
Mayerl abschließend. (pn) 

Weiter Schlagabtausch ums Ötztaler Wasser

Die Rollende Landstraße verzeichnete im Vorjahr erneut einen Rückgang 

um fünf Prozent bei den beförderten Lkw.  Foto: Böhm



Innsbruck – Die Mehrheit für 
die lange geplante Neuge-
staltung des Bozner Platzes, 
die es in der Vorperiode am 
Ende nicht (mehr) gab – jetzt 
gibt es sie. Und so brachte die 
Dreierkoalition aus „JA – Jetzt 
Innsbruck“, Grünen und SPÖ 
gestern eines der zentralen 
Projekte aus ihrem Zukunfts-
vertrag auf Schiene. Die „gro-
ße Mehrheit“, die sich BM 
Johannes Anzengruber (JA) 
gewünscht hatte, gab es aller-
dings nicht: Nur die 22 Manda-
tare der drei Koalitionspartner 
stimmten für die Umsetzung 
des Siegerprojekts („Piazza“) 
von EGKK Landschaftsarchi-
tektur. 

Die Oppositionsfraktionen 
sagten zur Platzgestaltung da-
gegen Nein (FPÖ, KPÖ, Lis-
te Fritz) bzw. enthielten sich 
(TURSKY, ALi). Das geplante 
Ermittlungsverfahren für ei-
ne Begegnungszone am Platz 
lehnte die – an sich denkbar 
heterogene – Opposition gar 
geschlossen ab.

Doch was sind eigentlich die 
zentralen Argumente der Be-
fürworter und Kritiker, wo lie-
gen die entscheidenden Kon-
fliktpunkte? Ein Überblick:
 Platzgestaltung: Höhere 
Aufenthaltsqualität, das Flair 
einer südlichen „Piazza“ an 
einem Ort, der bisher „vorran-
gig ein Verkehrsknotenpunkt“ 
war, dazu die Kühlung des 
überhitzten Platzes und eine 
Reduktion des Durchzugsver-
kehrs: Genau diesen Mehr-
wert erreiche man durch die 
Umsetzung des 2021 gekürten 

Siegerprojekts, betont Stadträ-
tin Mariella Lutz (JA).

Der zentrale, entsiegelte Be-
reich um den Rudolfsbrunnen, 
gestaltet als „wassergebunde-
ne Wegdecke“, werde um 43 % 
größer als der „frühere, nicht 
nutzbare Rasenbereich“. Ra-
senflächen seien wichtig, sagt 
Lutz, „aber in Parks“ – nicht 
hier am Platz, wo sie ange-
sichts 10.000 querender Fuß-
gänger täglich rasch zertram-
pelt wären. 

Die 31 Bäume (Gleditschi-
en), die mit einer Höhe von 8 
bis 10 m eingesetzt werden, 
„bieten vom ersten Tag an 
Schatten“, so Lutz – wenn sie 
auch erst in ca. 20 Jahren ihre 
volle Wirkung entfalten. Der 
restliche Platz werde mit Na-

tursteinpflaster mit ungebun-
denen Fugen versehen, dieses 
sei versickerungsfähiger als 
der jetzige Asphalt.

Neben konsumfreien Zonen 
mit Bänken seien ein Trink-
w a s s e r b r u n n e n , 
14 Beleuchtungs-
punkte (für mehr 
Sicherheitsgefühl) 
sowie neue Veran-
staltungsinfrastruk-
tur vorgesehen, die 
im Westen des Plat-
zes Märkte sowie 
Gasto- und Kultur-
events ermöglicht. 
 Bodengrün: Von 
der Opposition kam 
aber durch die Bank 
die Forderung nach 
mehr (sichtbarem) 

Grün: GR Christine Oppitz-
Plörer (TURSKY) brachte dazu 
einen Abänderungsantrag ein 
– und schlug nach Wiener Vor-
bild konkret vor, rund um die 
neuen Bäume Einfassungen 

mit Pflanzen anzu-
legen (auch um die 
Bäume so zu schüt-
zen). Dies fand aber 
keine Mehrheit. 

FPÖ, ALi und Lis-
te Fritz schlugen in 
dieselbe Kerbe: „Ein 
paar Tröge sind zu 
wenig“, befand Liste-
Fritz-Gemeinderätin 
Andrea Haselwan-
ter-Schneider. Meh-
rere Experten, mit 
denen er gesprochen 
habe, würden das 

Projekt aus ökologischer Sicht 
als Verschlechterung beurtei-
len, ergänzte Fraktionskollege 
Tom Mayer.
 Verkehrsführung: Noch 
härter fiel die Oppositionskri-
tik an der Begegnungszone 
aus: FPÖ-Klubobfrau Andrea 
Dengg kann sich nicht vorstel-
len, „wie man bei täglich 4000 
Pkw und vielen Buslinien“ mit 
Kinderwagen oder Rollator si-
cher über den Platz kommen 
soll. Hingegen sei die FPÖ „so-
fort bereit, über eine Fußgän-
gerzone zu reden“. 

Die Liste Fritz hätte sich 
ebenfalls „den Mut zu einer 
Fußgängerzone“ und die da-
für nötige Verlegung der Tief-
garagenzufahrt gewünscht. 
Statt einer Zone mit 20 km/h, 

„in der keine Begegnung statt-
finden kann“, wäre GR Mesut 
Onay (ALi) für ein 5-km/h-
Limit. „Es hätte mehr Mut 
zu einer langfristigen und 
nachhaltigen Verkehrslösung 
gebraucht“, meinte KPÖ-
Klubobfrau Pia Tomedi. 

Durch die Verordnung einer 
Begegnungszone samt Wegfall 
der Ampeln werde der Zielver-
kehr in die Tiefgaragen „stau-
freier ablaufen“, ist hingegen 
StR Lutz überzeugt. Die gro-
ße IKB-Baustelle habe bereits 
gezeigt, dass es ohne Ampeln 
funktioniere, meinte BM An-
zengruber. Und im Unter-
schied zu früheren Projekten 
werde es hier von Anfang an 
eine „baulich umgesetzte“ Be-
gegnungszone geben, betonte 
Stadträtin Janine Bex (Grüne) 
– wobei der nunmehrige Be-
schluss auch „jegliche Wei-
terentwicklung des Platzes“ in 
der Zukunft offenhalte. 
Kosten: In den voraussicht-
lichen Gesamtkosten von 8,99 
Mio. Euro brutto sei bereits 
eine Reserve von 1 Mio. Euro 
inkludiert, führte StR Lutz aus. 
2,7 Mio. Euro an Förderungen 
seien schon am Stadt-Konto, 
zudem suche man um weitere 
Mittel aus den „klimaaktiv“-
Programmen an. Vize-BM Elli 
Mayr (SPÖ) betonte, dass das 
Projekt sehr „seriös aufge-
gleist“ sei, ihre Liste könne da-
her nun, anders als in der Vor-
periode, zustimmen.

Für FPÖ-Klubobfrau Dengg 
ist hingegen zweifelhaft, ob die 
Kosten halten, auch die Höhe 
der Förderungen sei „völlig of-
fen“. Ihr Klubkollege Rudi Fe-
derspiel sprach von „brutaler 
Steuergeldverschwendung“. 

Liste-Fritz-Mandatarin Ha-
selwanter-Schneider formu-
lierte es emotional: „Neun 
Mio. Euro: Wisst ihr, wie viel 
Geld das ist, in Anbetracht des-
sen, wie es vielen Menschen in 
der Stadt geht?“ 
 Wie geht es jetzt weiter? 
Nach dem jetzigen Beschluss 
kommt es über den Som-
mer zur Ausschreibung, die 
Bauvorbereitung startet im 
Herbst. Geplanter Baubeginn 
ist dann im Frühjahr 2025 – 
und bis Herbst 2025 soll die 
„Piazza“ fertig sein. (md)

Der Weg für den neuen Platz ist frei
Zustimmung nur von der Dreierkoalition: Beim Beschluss für die Neugestaltung des Bozner Platzes gab es in 

Innsbruck gestern ein klares Bild. Grünflächen, Verkehrsführung und Kosten bleiben zentrale Streitpunkte. 

Bürgermeister Johannes Anzengruber (M.) ist überzeugt, dass die knapp 9 Mio. Euro für die Attraktivierung des Platzes gut investiert sind. Christine 

Oppitz-Plörer und Tom Mayer plädierten hingegen für mehr sichtbares Grün – und eine Fußgängerzone.  Visualisierung: EGKK Landschaftsarchitektur, Fotos (3): Falk/TT
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N
un ist es hochoffiziell:
Das Drama hat ein En-
de! Der Bozner Platz

oder „Piazza“, wie ihn die
Stadtregierung nennt, wurde
gestern beschlossen. 10.000
Menschen gehen täglich über
die „Visitenkarte“ von Inns-
bruck, kommen so vom
Bahnhof zur Innenstadt. Kri-
tik gab es natürlich trotzdem
seitens der Opposition (über
zwei Stunden lang), auch
wenn die Stimmung im Ver-
gleich zur letzten Legislatur-
periode um ein Vielfaches
respektvoller war. 31 Bäume
(die noch größer werden
müssen), versickerungsfähi-
ger Boden und eine Begeg-
nungszone sind dieEckpunk-
te. Wiese will die Stadtregie-
rung keine. Rasenflächen sei-
en wichtig, aber in Parks,
nicht in der Innenstadt, wo so
viele Menschen diese über-
queren. Im Frühjahr 2025
soll – wie berichtet –mit dem
Bau begonnen werden. Kriti-
siert wurde die Begegnungs-
zone (20 km/h erlaubt), eine

Fußgängerzone (5 km/h er-
laubt) wäre sinnvoller, findet
die Opposition. „Damit
könnte man 50% mehr För-
derungen abholen“, strich
ALI heraus. Gegen die Be-
schlussfassung stimmten die
FPÖ, KPÖ, ALI, Liste Fritz
und die Liste Tursky (bezie-
hungsweise enthielten sich).

D
as Thema der Aktuel-
len Stunde, ausgewählt
von der Liste Fritz, lau-

tete: „Wohnpreisabzocke
stoppen: Spekulanten und
Investoren einen Riegel vor-

schieben“. Liste Fritz: „Der-
zeit gilt in Innsbruck und Ti-
rol: Wer nicht gewinnt und
nicht viel erbt, dem bleibt
Eigentum verwehrt“. Der
„Zukunftsvertrag“ der Stadt
sieht vor, dass bei Umwid-
mungen von Freiland ins
Bauland 75% der Stadt zu
Wohnbauförderungskondi-
tionen zum Kauf angeboten
werdenmüssen. Auch bei Be-
bauungsplanänderungen
müssen 75% desMehrwertes
zu Wohnbauförderungskon-
ditionen objektgefördert rea-
lisiert werden. So soll die An-
zahl der Stadtwohnungen
weiter erhöht werden. Der-
zeit sind von rund 87.000
Wohnungen 17.500 unter
städtischer Vergabe. Bewei-
sen darf sich die Regierung
nun an einemGroßprojekt in
Amras, wo 140 neue frei fi-
nanzierte Wohnungen ent-
stehen sollen. Hier wurde
von Seiten der Anrainer eine
Petition gegen das Projekt
mit rund 600 Unterschriften
übergeben. Nadine Isser

Tiroler Politik
kurz notiert

Zu
denGeburtswehen
der Innsbrucker Re-
gierung zählte auch

die Frage: Was machen wir
mit den unerledigten Anträ-
gen des alten Gemeindera-
tes? Die Aufregung war groß
– 250 bereits abgestimmte,
aber noch unerledigte Anträ-
ge wären – wie berichtet – für
die Tonne gewesen, wenn die
neue Regierung der Opposi-
tion nicht die Möglichkeit
gegeben hätte, Anträge ihrer
Wahl in die neuePeriode „hi-
nüberzuretten“ – sofern sie
dem Koalitionsvertrag nicht
widersprechen. 153 Anträge
gingen ein, jene seitens der
Koalition hatman abgezogen
(wer in der Regierung sitzt,
ist auf Anträge jener Art
nicht angewiesen) –, die rest-
lichen wurden dahingehend
überprüft, ob sie eben mit
dem „Zukunftsvertrag“ in
Einklang sind oder nicht. Bei
58 war das der Fall, so viele
Anträgewerden also noch be-
handelt. 192 Anträge landen
demnach imPapierkorb.

Vor der Sommerpause traf sich noch einmal der Innsbrucker Gemeinderat, um über Anträge

wie jenen der „Piazza“ abzustimmen. Diskutiert wurde viel, allerdings ziemlich friedlich.

Grünes Licht für Bozner Platz

Der neue Bozner Platz, inklusive 31 Bäumen und Begegnungszone, wurde im Juli-Gemeinderat beschlossen
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Innsbruck – In der Landes-
hauptstadt Innsbruck wird 
viel gebaut – davon aber auch 
viel für den Leerstand. Fast 
jede siebte Wohnung, die 
2023 in Innsbruck neu er-
richtet wurde, steht leer. Das 
zeigen aktuelle Daten, die 
gestern von der Stadt Inns-
bruck veröffentlicht wurden: 
Von den 723 Wohnungen, die 
in Innsbruck im Vorjahr fer-
tig gestellt wurden, standen 
zum Auswertungsstichtag  
1. Juli 2024 101 leer – al-
so knapp 14 Prozent. Diese 
Wohnungen wiesen in den 
letzten sechs oder mehr Mo-
naten durchgehend weder 
einen Haupt- noch einen Ne-
benwohnsitz auf.

Bei Neubau-Wohnungen 
ist die Leerstandsquote damit 
sogar überdurchschnittlich 
hoch: Insgesamt stehen nach 
bisherigen Erhebungen mehr 
als 3500 Wohnungen in Inns-
bruck leer, hochgerechnet auf 
den gesamten Gebäudestand 
in der Stadt dürften es rund 

7000 sein – ein Anteil von fast 
9 Prozent.

Was auffällt: Über drei Vier-
tel der leerstehenden Woh-
nungen sind im Besitz von 
Privatpersonen. Gerade diese 
hohe Anzahl zeige, „dass es 
hier Anreize braucht, um die 
Immobilien auf den Markt zu 
bringen“, sagt Bürgermeis-
ter Johannes Anzengruber 
(„JA – Jetzt Innsbruck“). Die 
neue Stadtregierung will nun 
alle verfügbaren Instrumen-
te einsetzen, von der Leer-
standsabgabe bis zum Projekt 
„Sicheres Vermieten“. Zudem 
setzt man auf eine Haupt-
wohnsitzpflicht auf Raum-
ordnungsebene – und gene-
rell auf deutlich verschärfte 
Raumordnungsregeln.

Die Liste Fritz fordert in-
dessen einmal mehr eine 
Überarbeitung des Örtlichen 
Raumordnungskonzepts: 
Dieses gehe von einem völlig 
falschen Bedarf aus. (TT, md)

Mehr auf Seite 23

100 neue 
Wohnungen 
stehen leer 

In fast jeder siebten 2023 fertig ge-

stellten Wohnung in Innsbruck  

lebt niemand. Wird damit speku- 

liert? Stadt sieht Handlungsbedarf. 











„Dust Cat“ 
Fotos (3): TechnoAlpin

etwa in Sölden oder in Gerlos, 
wo die Infrastruktur zu einem 

tet wird. 
Pumpspei-

cherkraftwerksanlage gebaut.
Bei TechnoAlpin wurde in 

den letzten Jahren weiter an 
Effizienz der Schneeerzeu-

ger geschraubt, sodass auch 
im Grenztemperaturbereich 
nahe null Grad beschneit wer-
den kann. „Wir optimieren 
heute Nuancen“, sagt Illmer.

 für 
die Gruppe ist Volders, wo 

ent 
für die ganze Welt organisiert 

und 
Projektgeschäft von Techno-
Alpin sitzt hier. Die österrei-
chische Gesellschaft ist auch 
die Mutter der Auslandstöch-
ter in Deutschland, Frank-
reich, der Slowakei, USA, Aus-
tralien, China, Schweden und 
Kanada sowie Nordmazedo-

-
wichtige Russland-Geschäft 

An-
griffskriegs Russlands auf die 

-
kordjahr. Wir werden uns auf 
einem sehr hohen Niveau wei-
terbewegen“, so Illmer. Die ge-
samte Gruppe erwartet, dass 
sich der Umsatz stabil weiter 

Grüne Zukunft: TechnoAlpin 
setzt auf Elektro-Pistenraupen 
Der Südtiroler Beschneiungsriese mit Standort in Volders will mit neuen 

Geschäftsfeldern, E-Pistenraupen und sparsamen Schneeerzeugern wachsen.

Von Max Strozzi

Telfs – Vier Türme mit 15 
Apartments, dazu acht Perso-
nalwohnungen, Swimming-
pool, Wellness, Restaurant 
und Tiefgarage: So sieht das 
umstrittene Luxus-Apartment-
hotel „4 Trees“ aus, das Inves-
toren in Telfs-Mösern  neben 
dem neuen Standort der Frie-
densglocke errichten wollen. 
Nach jahrelangen Kontrover-
sen wurde unlängst der Baube-
scheid ausgestellt.

In dem Hotel sind maximal 
60 Gästebetten erlaubt, 54 
Betten sind geplant. Im Bau-
bescheid wird mit Verweis auf 
ein Gutachten aber vor einer 
Aufstockung der Bettenzahl 
gewarnt. Dort wird festgehal-
ten, „dass aufgrund der Grö-
ßenordnung der Gäste-Apart-
ments (jeweils rund 110 m²) 
je nach Einrichtung eine Auf-
stockung der Bettenzahl nicht 
ausgeschlossen werden kann“. 
Und weiter: „Die Aufstel-
lung zusätzlicher temporärer 
Schlafmöglichkeiten (z. B. Aus-
ziehcouch) ist nicht zulässig 
und bildet einen Widerspruch 
zum Flächenwidmungsplan.“

Kritiker wie Liste-Fritz-
Klubobmann Markus Sint füh-
len sich durch die Betten-War-
nung bestätigt. Sint bezweifelt, 
dass sich ein neues Hotel mit 
nur 54 Betten rechnen kann, 
und sieht sich in seiner Skepsis 
durch LR Mario Gerber (ÖVP) 
bestärkt. Der Tourismus-Lan-
desrat, selbst Hotelier, hatte 
in einer Landtagsdebatte ganz 
generell zum Thema Betten-

zahl ausgeführt, dass ein neues 
Hotel auf grüner Wiese min-
destens 150 Betten benötige, 
um sich zu rechnen. „Statt der 
Friedensglocke sollten in Telfs 
die Alarmglocken läuten“, sagt 
Sint: „Ich fürchte, dass entge-
gen allen Beteuerungen ein In-
vestorenmodell entsteht und 
Apartments an Anleger ver-
kauft werden sollen, mit der 
Gefahr illegaler Freizeitwohn-
sitze.“

Ein Investorenmodell hatten 
die Errichter sowie der Telfer 
Bürgermeister Christian Här-
ting bereits ausgeschlossen. 
Angesprochen auf die Betten-
Warnung sagt Härting: „Da es 
sich um ein Hotel im Luxus-
segment handelt, erwarten wir 
nicht, dass Beistellbetten hin-
zugeschwindelt werden, die im 
Fall einer behördlichen Kont-
rolle wieder kurzfristig entfernt 
werden müssten.“

Auch hier äußert Sint Be-
denken. Denn im Entwurf des 
Raumordnungsvertrags wur-
de festgehalten, dass die Ge-
meinde eine Kontrolle 24 Stun-
den vorher anmelden muss. 
Und der endgültige Raumord-
nungsvertrag werde geheim 
gehalten. Härting dazu: „So-
bald der Baubescheid rechts-
kräftig ist, wird der Raumord-
nungsvertrag verbüchert und 
damit öffentlich einsehbar.“

Die TT wollte von der Errich-
tergesellschaft Lion Hill Invest, 
die einer deutschen Pharma-
Familie und einem Tiroler 
gehört, eine Stellungnahme 
einholen. Trotz mehrerer Ver-
suche war niemand erreichbar.

Telfs ebnet 
Weg für 

Türme-Hotel
Gutachten warnt vor verbotener 

Aufstockung der Bettenzahl bei 

umstrittenem Apartment-Hotel. 

Kritiker sehen sich bestätigt.

Markus Sint (Liste Fritz) 

„  Touristiker sagen 
regelmäßig, dass 

neue Hotels unter 150 
Betten nicht wirtschaft-
lich zu führen sind.“

Christian Härting (BM Telfs)

„Da es sich um ein 
Luxushotel handelt, 

erwarten wir nicht, dass 
Beistellbetten hinzuge-
schwindelt werden.“



Von Michael Domanig

Innsbruck – 723 neu errichtete 
Wohnungen im Jahr 2023, von 
denen zum Auswertungsstich-
tag am 1. Juli 2024 101 (also fast  
14 %) leer standen: Diese ges-
tern von der Stadt Innsbruck 
veröffentlichten Zahlen unter-
streichen, wie weit hier beim 
Thema Wohnen die politi-
schen Ziele (mehr leistbarer 
Wohnraum) und die Realität 
(teils spekulativer Wohnbau) 
auseinanderklaffen. 

Laut Statistik standen von 
den 101 Wohnungen 78,2 % im 
Eigentum von Privatpersonen, 
17,8 % entfielen auf den Eigen-
tümertyp „Unternehmen (ge-
werblicher Bauträger)“. Nur 
eine einzige der leer stehen-
den Neubau-Wohnungen war 
im Besitz einer gemeinnützi-
gen Bauvereinigung. Knapp 
vierzig Prozent sind Zweizim-
merwohnungen, dahinter fol-
gen Wohnungen mit drei oder 
vier Räumen (je ca. 25 %).

Hilfe beim Vermieten

Gerade angesichts der ho-
hen Anzahl an leer stehenden 
Wohnungen von Privatperso-
nen brauche es „Anreize, um 
die Immobilien auf den Markt 
zu bringen“, betont Bürger-
meister Johannes Anzengru-
ber („JA – Jetzt Innsbruck“).

Ziel sei, mit Maßnahmen 
wie etwa der Initiative „Siche-
res Vermieten“ einen Großteil 
der fertig gestellten und aktu-

ell leer stehenden Wohnun-
gen dem Wohnungsmarkt 
zuzuführen, sagt Stadträtin 
Janine Bex (Grüne). Das ge-
nannte Projekt, vom Land Ti-
rol und der Tigewosi getragen, 
soll privaten Vermietern Unsi-
cherheiten und Probleme ab-
nehmen, einen angemessenen 
Mietzins garantieren und so 
Leerstand mobilisieren helfen. 

Zur Schaffung von leistba-
rem Wohnraum wolle man 
„alle Instrumente von der 
Leerstandsabgabe bis zum 
Leerstandsmonitoring“ nüt-

zen, versichert Anzengruber, 
ebenso alle gesetzlichen Mög-
lichkeiten etwa bei der Bau-
landmobilisierung. 

„Härteste Regeln Tirols“

Die mehr als brisante Lage 
am Innsbrucker Wohnungs-
markt war auch im Gemein-
derat am Donnerstag ein zen-
trales Thema: In der von der 
Liste Fritz vorgegebenen Ak-
tuellen Stunde („Wohnpreis-
abzocke stoppen: Spekulan-
ten und Investoren einen 
Riegel vorschieben“) zeigten 

sich die Vertreter der Dreier-
koalition aus JA, Grünen und 
SPÖ überzeugt, den richtigen 
Weg eingeschlagen zu haben. 

Man habe im Zukunfts-
vertrag „die weitreichends-
ten und härtesten Raumord-
nungsregeln Tirols“ paktiert, 
erklärte SPÖ-Klubobmann 
Benjamin Plach. Der neue 
Gemeinderat werde „viel Ge-
legenheit haben“, bei Bebau-
ungsplanänderungen und 
Widmungen Flagge zu zeigen. 
Das Wohnbau-Großprojekt in 
Amras, wo Pema/UBM ca. 140 

frei finanzierte Wohnungen 
planen, nannte Plach hier als 
„erste Bewährungsprobe“.  

Auch Konrad Kirchebner 
(JA) verwies auf die sehr ambi-
tionierten Pläne der Koalition, 
wonach künftig bei Umwid-
mungen von Freiland in Bau-
land 75 % des neuen Baulands 
der Stadt zu Wohnbauförde-
rungskonditionen zum Kauf 
angeboten werden sollen und 
auch bei Bebauungsplan-
änderungen eine strenge 
„Mehrwertregel“ greifen soll. 

Leerstand will die Stadt-
regierung im Rahmen der 
gesetzlichen Möglichkeiten 
auch mit einer Hauptwohn-
sitzpflicht auf Raumordnungs-
ebene bekämpfen. Zu diesem 
Aspekt gibt es ebenfalls aktu-
elle Zahlen: Von jenen 2023 
neu errichteten Wohnungen, 
die belegt sind, gibt es in rund 
einem Fünftel nur (einen oder 
mehrere) Nebenwohnsitze.  

Die Liste Fritz erneuert der-
weil ihre Forderung nach ei-
ner sofortigen Überarbeitung 
des Örtlichen Raumordnungs-
konzepts (Öroko): Dessen Pa-
rameter würden „schon lange 
nicht mehr stimmen“, sagt GR 
Andrea Haselwanter-Schnei-
der. Während das Öroko da-
von ausgehe, dass Innsbruck 
bis 2030 um bis zu 13.500 Ein-
wohner wächst und deshalb 
bis zu 9000 neue Wohnungen 
nötig sind, sei in der Realität 
das Gegenteil der Fall: „Inns-
bruck stagniert seit 2016.“

Viel Leerstand in Neubauten
Angesichts einer Leerstandsquote von 14 % bei im Vorjahr neu errichteten Wohnungen 

will die Stadtpolitik reagieren – mit Anreizen, aber auch strengen Raumordnungsregeln.

In Innsbruck wird weiterhin an vielen Ecken gebaut (Symbolbild). Doch nicht wenige der neu errichteten Wohnun-

gen sind unbewohnt – ein Großteil davon steht im Eigentum von Privatpersonen.  Foto: TT/Rita Falk

Plansee beschäftigt im Bezirk über 

2500 MitarbeiterInnen. 

Breitenwang, Reutte – 
sind 
Gesellschaft und an unseren
Standorten bewusst. Wir kön
nen und wollen – ob als Ge
schäftspartner, Kunde oder
Arbeitgeber 
fö
n
machen 
spruch eine 
betont Karlheinz Wex, Vor
standsvorsitzender der Plan
see Group mit weltweit über
11.000 Mitarbeitern.

das Ziel, ein Arbeitsumfeld zu 
schaffen, das alle – unabhän
gig von Geschlecht, Lebensal
ter, Herkunft, Hautfarbe, se
xueller 
oder 
körperlicher oder geistiger
Behinderung – wertschätzt.
Zu den Verpflichtungen zählt 
es unter anderem, Prozesse
zu schaffen, die den Talenten 
der 
d
Konzerns gerecht werden,
sowie eine Unternehmens
kultur zu pflegen, die von ge
genseitigem Respekt geprägt
ist. 

Plansee tritt 

Johannes Anzengruber 
(Innsbrucker Bürgermeister) 

„ Erst unsere ge-
nauen Statistiken 

ermöglichen eine treff-
sichere Steuerung der 
Wohnungspolitik.“

Benjamin Plach 
(SPÖ-Klubobmann) 

„Wir werden viel 
Gelegenheit haben, 

bei Bebauungsplanände-
rungen und Widmungen 
Flagge zu zeigen.“

STARTORT
ZUGSPITZSAAL
EHRWALD

BIKE 
TRANSALP

MAXXIS

14.JULI 2024
10:00 UHR

WEITERE INFOS

WWW.ZUGSPITZARENA.COM
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